
 
 
    
 

 
 
 

   

Vor diesem Hintergrund stellt die SP Schweiz folgende Forderungen: 

  

 Ab sofort die lückenlose Übernahme und Durchsetzung aktueller und künftiger 

wirtschaftlicher und diplomatischer Sanktionen der EU gegen das Putin-Regime.

 Totale zivilgesellschaftliche, wirtschaftliche, sportliche, kulturelle und politische 

Isolation kremlnaher Organisationen und Einzelpersonen. 



 

 

 

 Schnelle und grosszügige Leistung humanitärer Hilfe durch die Schweiz.

 Sofortige und vollständige Übernahme der Beschlüsse der EU bezüglich der 

Aufnahme von Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine.

 Umfassendes Engagement der Schweiz für Friedensverhandlungen und einen 

sofortigen Waffenstillstand.

 Um den Krieg des Putin-Regimes nicht mitzufinanzieren und zugleich die 

Versorgungssicherheit zu garantieren, hat für die SP Schweiz der schnelle Ausstieg 

aus der Abhängigkeit von fossilen Energien Priorität.

 Unterstützung der starken russischen Antikriegsbewegung und der gesamten 

Friedensbewegung in der Schweiz und Europa

 Der Einsitz der Schweiz im UNO-Sicherheitsrat ist vor dem Hintergrund der 

aktuellen Situation eine Sache nationaler Dringlichkeit und muss mit höchster 

https://www.sp-ps.ch/de/mitmachen/jetzt-spenden-hilfe-fuer-menschen-auf-der-flucht


 

Priorität vorangetrieben werden.

 Angesicht der unverhohlenen Drohung des Putin-Regimes, in Zukunft auch den 

Einsatz atomarer Waffen zu prüfen, ist das Abseitsstehen der Schweiz beim 

Atomwaffensperrvertrag nicht mehr tragbar.

 Mittel- und langfristige Stärkung von multilateralen Organisationen.

 Stärkung der institutionalisierten Zusammenarbeit bei der internationalen 

Friedenssicherung.

 Aufarbeitung der offensichtlich lückenhaften Vorbereitung auf mögliche Szenarien 

durch die zuständige politische Führung

 Die Schweiz muss die ukrainischen und internationalen Bemühungen unterstützen, 

um die mutmasslichen Kriegsverbrechen Russlands zu dokumentieren und vor 

dem Internationalen Strafgerichtshof (ICC) und dem Internationalen Gerichtshof 

(IGH) in Den Haag zur Anklage zu bringen.

 Unverzügliche Überarbeitung des überholten Embargo-Gesetzes.



 

 Schaffung einer Aufsichtsbehörde im Bereich Rohstoffhandel:

 Untersuchung zum Einfluss kremelnaher Organisationen und Personen auf die 

Meinungsbildung in der Schweiz.

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190501

